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Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Lage des Kohlebergbaus 


Die Krise der Kohlewirtschaft dauert bereits zwei Jahre. Am 
16. September 1959 hat sich die Bundesregierung zu einer 
„Grundsatzerklärung" bereit gefunden, soziale Maßnahmen 
zugunsten der Bergarbeiter zu ergreifen, die durdi Feier- 
schichten oder durch den Verlust ihres Arbeitsplatzes im Bergbau 
betroffen wurden. Soziale Maßnahmen dienen dazu, die sozialen 
Folgen der Kohlenkrise zu beseitigen. Wir fragen daher; 

1. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß ihre Aufgabe 
sich im wesentlichen darin erschöpft, eingetretene soziale 
Schäden zu beseitigen? Oder teilt die Bundesregierung 
die Auffassung, daß ihre Hauptaufgabe darin besteht, 
Krisenerscheinungen und damit soziale Notstände durch 
wirtschaftliche Maßnahmen vorbeugend zu verhindern ? Ist 
die Bundesregierung der Auffassung, daß die Heizölsteuer 
eine wirksame Maßnahme zur Beseitigung der Kohlenkrise 
ist? 

2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Investi- 
tionspolitik der Mineralölkonzerne volkswirtschaftlidi ver- 
tretbar ist? Wenn nein, weldie Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, um zu erreichen, daß sich diese Investi- 
tionen in einem volkswirtschaftlich vertretbaren Rahmen 
halten? 

3. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für eine 
Preissenkung insbesondere bei den Kohlensorten, die im 
Wettbewerb mit Heizöl stehen? Hat die Bundesregierung 
eine ausreichende Übersicht über die tatsächliche Kosten- 
und Ertragslage des Kohlebergbaus ? 

4. Die Ankündigung von Stillegungen und der Entlassung 
von rd. 100 000 Bergarbeitern hat dazu geführt, daß insbe- 
sondere junge Bergarbeiter und gelernte Fachkräfte, die 
in den letzten Jahren mit Hilfe umfangreicher öffentlicher 
Mittel — z. B. Bergarbeiterprämie — für den Bergbau 
gewonnen wurden, wieder abwandern. Was beabsichtigt 
die Bundesregierung zu tun, um dieser Entwicklung zu 
begegnen? 
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5. Welche Maßnahmengedenkt die Bundesregierung zu treffen, 
um sicherzustellen, daß die Anpassung des Kohlebergbaus 
an die veränderte Lage in der Energiewirtschaft so durch- 
geführt wird, daß volkswirtschaftliche Schäden und soziale 
Härten vermieden werden? Was gesdiieht, um die not- 
wendigen Maßnahmen auf dem Gebiete der Anpassungs- 
beihilfen, der Arbeitsplatzvermittlung, der Schaffung neuer 
Arbeitsplätze und der Investitionspolitik unter Berück- 
sichtigung der Interessen der Landesplanung, der Kommu- 
nalwirtschaft und der Arbeitnehmer zu koordinieren? 

Bonn, den 20. Oktober 1950 

Ollenhauer und Fraktion 
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